
Ij. Rechtsprechung

a) Staatsgerichtshof

1) 22./23. Oktober 1929 (StGH. 19/29) (RGZ.&apos;126, Anhang S. 1)1).

Einstweilige Verfügung - Volksbegehren zum Freiheits-

gesetze.
Die&apos; Parteien haben Anspruch darauf, daß die zu ihrem Schutze

gegebenen, eine gründliche Erörterung und erschöpfende Aufklärung der-

Sache gewährleistenden Vorschriften im Hauptverfahren eingehalten.
werden. Ihre Nichtanwendung in einem Verfahren über eine einstweilige
Verfügung, die auf keine ausdrückliche Bestimmung gestützt, sondere

überhaupt nur aus allgemeinen Erwägungen hergeleitet werden kann,
läßt sich nur insoweit rechtfertigen, als sich dieses Verfahren ohne Stellung-
nahme zur Hauptsache durchführen läßt. Deckt sich der Streitsto# in deie

vorläufigen Verfahren mit dem demnächstigen endgültigen so sehr, daß
eine die eigentliche Meinungsverschiedenheei der Parteien unber&apos;ährt
lassende vorläufige Regelung nicht möglich ist, so ist eine solche nicht

zulässig. Der Erlaß einer derartigen Entscheidung, bei der einer Partei

Vgl. dazu Urt. des StGH. vom i7./ig. Dezember 1929, abgedruckt unten zu

S- 574 sowie Fußnoten dort.
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der Versuch gestattet bleiben würde, im Hauptverfahren eine andere Stellung-
nahme des Staatsgerichtshofes herbeizuführen, wäre mit der Stellung des

Staatsgerichtshofes unvereinbar, der in erster und letzter Instanz, also

stets endgültig, Recht spricht.,
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